
Präambel – Unser Weg für Castrop-Rauxel 
Castrop-Rauxel steckt fest. Während andere Städte anpacken 
und vorankommen, dreht sich unsere Stadt im Kreis: leere Kassen, 
fehlende Ideen, teure Träumereien – aber keine greifbaren Lösungen. 
Bürgerinnen und Bürger erleben täglich, dass Verwaltung und Politik 
an ihren Sorgen vorbeireden. Statt Antworten gibt es Schlagworte. 
Statt Problemlösungen gibt es Symbolpolitik. 

Wir sagen: Schluss damit. Politik muss wieder den Menschen dienen, 
nicht Ideologien. Wir wollen eine Stadt, die funktioniert 
– ehrlich, bodenständig, bürgernah. Das heißt: solide Finanzen,
eine starke Wirtschaft, sichere Straßen, bezahlbarer Wohnraum und
eine Verwaltung, die für die Bürger da ist.

Unser Programm richtet sich nicht an politische Eliten oder 
Lobbygruppen, sondern an die Menschen, die hier leben, 
arbeiten und ihre Familien großziehen. Wir stehen für eine Politik, 
die Mut zur Wahrheit hat: 

Finanzpolitik ohne Märchen – wir geben nur aus, was wir uns leisten können. 

Wirtschaft ohne Fesseln – Unternehmen sollen anziehen, nicht fliehen. 

Verkehr ohne Schikanen – Mobilität für alle statt Gängelung. 

Sicherheit ohne Wegsehen – Probleme benennen, Täter konsequent stoppen. 

Familien ohne Belastung – Kinderbetreuung bezahlbar, Wohnen möglich, Zukunft 
gesichert. 

Sprache ohne Ideologie – verständlich, klar, für alle zugänglich. 

Wir stehen für Pragmatismus statt Prestigeprojekte, für Ergebnisse statt 
Schlagzeilen. 
Wir wollen Castrop-Rauxel wieder stark machen – eine Stadt, in der Wohlstand, 
Sicherheit und Lebensqualität keine Floskeln sind, sondern Realität. 
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Solide Finanzen 
– Verantwortung für morgen übernehmen 
 
Castrop-Rauxel steht vor einer ernsten finanziellen Herausforderung. 
Prognosen zufolge wird die Verschuldung der Stadt bis 2035 auf 
knapp eine Milliarde Euro ansteigen. Aktuell befindet sich die 
Stadt in einer Haushaltswarnstufe – mit begrenzten Eigenmitteln, 
eingeschränkten Spielräumen und stark eingeschränkten 
Möglichkeiten, Förderprogramme zu nutzen. 
 
Der amtierende Bürgermeister hat bisher weder tragfähige Konzepte 
noch konkrete Ideen zur Haushaltskonsolidierung vorgelegt. 
Stattdessen träumt er von teuren Zukunftsprojekten wie der 
Klimaneutralität bis 2035 – ein Vorhaben, das Schätzungen 
zufolge die Stadt zusätzlich mit bis zu drei Milliarden Euro 
belasten könnte. 
 
Wir fordern daher einen klaren Sparkurs, Priorisierung statt 
Symbolpolitik und eine konsequente Neuordnung der 
kommunalen Ausgaben. Unsere Botschaft ist klar: Wir wollen 
die Stadt handlungsfähig halten, ohne die Bürgerinnen und 
Bürger mit utopischen Kostenprogrammen zu überfordern. 
Castrop-Rauxel darf nicht an fehlgeleiteten Visionen und 
unrealistischen Projekten zerbrechen – wir setzen auf Vernunft, 
Transparenz und eine nachhaltige Finanzstrategie. 
 
Warum wir handeln müssen: 
 
Trotz der hohen Verschuldung bleibt die Stadt kreditwürdig, 
kurzfristige Entlastungen durch neue Kredite wären also möglich 
– langfristig aber ein weiterer Zuschuss für die Schuldenfalle! 
 
 
Steuern runter – Wohlstand rauf 
 
Castrop-Rauxel ist für Unternehmen finanziell unattraktiv. Der 
Gewerbesteuerhebesatz liegt über dem von Düsseldorf – das ist 
wirtschaftsfeindlich und wachstumshemmend. Wir fordern ein 
modernes Standortkonzept nach dem Vorbild der Stadt Monheim. 
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Eine Senkung der Gewerbesteuer macht unsere Stadt wieder 
wettbewerbsfähig. Weniger Steuerlast bedeutet mehr Ansiedlung, 
mehr Arbeitsplätze und langfristig mehr Einnahmen. 
Wir werden Haushaltsdisziplin durchsetzen, Schulden abbauen 
und die Finanzen unserer Kommunen sanieren. 
Dafür machen wir Schluss mit teuren Ideologieprojekten wie 
Diversity Management und Klima-Beauftragten. 
Wir werden die Grundsteuer abschaffen. 
Dafür geben wir Gemeinden die Möglichkeit einer hebesatzfähigen 
Beteiligung an der Einkommens- und Körperschaftsteuer. Besteuert 
wird also nur noch nach wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit. 
Wir werden die Verwaltung einer Effizienzkur unterziehen. 
 
 
Wachstum statt Deindustrialisierung 
– Castrop-Rauxel an die Spitze bringen 
 
 
Wir sind es leid, zuzusehen, wie unsere Stadt stillsteht, 
während andere Städte florieren. Castrop-Rauxel muss wirtschaftlich 
stark werden – und zwar jetzt. Unternehmen geben wir, 
was sie brauchen: 
freie Gewerbeflächen, gute Verkehrsanbindungen, 
bezahlbare Energie und schnelles Internet – alles auf kommunaler 
Ebene umsetzbar, wenn die Stadt endlich handelt. 
 
Gewerbeflächen freimachen statt blockieren: 
Leerstand wird konsequent entwickelt, verfallende Industrieareale 
revitalisiert. 
Wer bremst, verliert Arbeitsplätze! 
 
Verkehr und Infrastruktur modernisieren: 
Keine Ausreden mehr! 
Wir setzen auf praktische Lösungen für Straßen, Parkplätze und 
Nahverkehr, damit Firmen und Kunden wieder Lust auf 
Castrop-Rauxel haben. 
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Innenstädte wiederbeleben: Leerstand und Verfall sind Geschichte 
– unsere Zentren werden wieder attraktiv für Handel, Gastronomie 
und Dienstleistungen. 
 
Handwerk stärken, Bürokratie abbauen: 
Wir machen Schluss mit unnötigen Hürden. Wer arbeitet, 
soll unterstützt werden, nicht ausgebremst. 
 
Castrop-Rauxel darf nicht länger hinter anderen Städten 
hinterherlaufen. Wir nehmen die Verwaltung beim Wort, treiben die 
Umsetzung voran und sorgen dafür, dass jede Entscheidung, die vor 
Ort getroffen werden kann, das Wachstum der Stadt stärkt. 
Wer blockiert, muss den Bürgerinnen und Bürgern erklären, 
warum Arbeitsplätze und Wohlstand hinten anstehen. 
 
Fazit: Wir setzen auf Pragmatismus statt Bürokratiedogma. 
Wir lassen die Stadt nicht länger deindustrialisieren 
– wir machen Castrop-Rauxel wieder wirtschaftlich stark. 
 
 
 
Bürgerfreundliche Verwaltung 
– Öffnungszeiten neu denken 
 
 
Die aktuellen Öffnungszeiten im Rathaus sind für viele Arbeitnehmer 
kaum wahrzunehmen. Wer werktags arbeitet, hat kaum eine 
Möglichkeit, Behördengänge ohne Urlaub oder Zeitausgleich 
zu erledigen. Das führt zu Frust und vermittelt Bürgerinnen und 
Bürgern das Gefühl, dass die Verwaltung nicht für sie da ist. 
Wir fordern deshalb eine bürgerfreundliche Lösung: Einen festen 
Samstag im Monat, an dem städtische Dienstleistungen auch 
außerhalb des Rathauses – etwa in einem Bürgerzentrum in einem 
anderen Stadtteil – angeboten werden. So schaffen wir echte 
Bürgernähe und mehr Flexibilität. 
Ein Tag ohne Terminpflicht 
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Darüber hinaus wollen wir einen festen Wochentag einführen, 
an dem Bürgerinnen und Bürger ihre Anliegen ohne vorherige 
Terminvereinbarung erledigen können. Uns ist bewusst, dass 
dies mit Wartezeiten verbunden sein kann – aber es schafft echte 
Spontanität und stellt sicher, dass niemand an Online-Buchungen oder 
Terminschwierigkeiten scheitert. 
 
Weitere Maßnahmen für eine moderne Verwaltung: 
Abendsprechstunden einführen: An mindestens einem Tag pro Woche 
soll die Verwaltung bis 19 Uhr geöffnet sein, um Arbeitnehmern einen 
flexibleren Zugang zu ermöglichen. 
 
 
Sicherheit benennen 
– Probleme nicht leugnen 
 
Die Aussage des Bürgermeisters, es gebe in Castrop-Rauxel keine 
Problemviertel, entspricht nicht der Lebensrealität vieler Bürger. 
Besonders die Lange Straße und die Bahnhofstraße sind immer 
wieder Schauplätze von Kriminalität und in den Schlagzeilen. Wir 
stehen für eine ehrliche Analyse statt politischer Schönfärberei – 
und für gezielte Maßnahmen zur Erhöhung der Sicherheit im 
öffentlichen Raum. 
 
Polizei stärken, Clans stoppen 
 
Wir werden unsere Heimat wieder sicher machen. Clankriminellen, 
Messerstechern, Gruppenvergewaltigern, Islamisten und 
Freibad-Grapschern sagen wir den Kampf an. Nicht mit Symbolpolitik 
wie Merkel-Pollern oder Messerverbotszonen, sondern indem wir auf 
konsequentes Durchgreifen, klare Regeln und sichtbare Präsenz setzen. 
Wir werden der Polizei wieder Respekt verschaffen und unterstützen, 
indem wir den Kommunalen Ordnungsdienst (KOD) personell sowie 
mit modernem Equipment weiter aufstocken. Dieser soll so eng wie 
möglich mit der Polizei zusammenarbeiten, u. a. durch gemeinsame 
Streifen und feste Kooperationsstrukturen. 
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Darüber hinaus setzen wir auf eine Null-Toleranz-Strategie bei 
Ordnungsstörungen: Vermüllung und Lärmbelästigung werden 
konsequent geahndet, um das Wohlbefinden der Bürger deutlich 
zu erhöhen. Gleichzeitig soll der KOD als nahbarer Ansprechpartner 
im Stadtteil fungieren – mit Bürgersprechstunden, Präsenz vor Ort 
und enger Zusammenarbeit mit Schulen, Jugendzentren und 
Sozialarbeit, um Jugendkriminalität präventiv zu begegnen. 
Bei schwerer oder wiederholter Kriminalität fordern wir vom Land 
und Bund die schnellstmögliche Anwendung geltenden Rechts bis 
hin zur Abschiebung. Als Kommune werden wir die Datenlage 
verbessern, Fälle konsequent dokumentieren und an die zuständigen 
Stellen weiterleiten. Außerdem werden wir den politischen Druck 
erhöhen, damit Verfahren beschleunigt und straffällige Ausländer 
nicht jahrelang in unseren Städten bleiben. 
 
 
Druck auf höhere Ebenen 
 
Auch wenn viele rechtliche Entscheidungen nicht auf kommunaler 
Ebene getroffen werden, können wir dafür sorgen, dass unsere 
Stimme Gewicht bekommt: 
 
Wir werden kommunale Sicherheitskonferenzen mit Polizei, 
Staatsanwaltschaft und Ausländerbehörde einberufen, um 
Fälle zu bündeln und klare Forderungen an Land und Bund zu richten. 
 
Wir sorgen für eine konsequente Dokumentation und Weitergabe 
von Daten, damit keine Fälle verschleppt werden. 
 
Mit Resolutionen des Stadtrats und öffentlichem Druck fordern wir 
Land und Bund zum Handeln auf. 
Wir intensivieren die Zusammenarbeit mit der Ausländerbehörde, um 
Aufenthaltsstatus sofort zu prüfen und Verfahren zu beschleunigen. 
Durch Öffentlichkeitsarbeit benennen wir die Probleme klar und 
fordern Lösungen ein, die Bürger spürbar entlasten. 
Gemeinsam mit anderen Städten im Ruhrgebiet werden wir 
Bündnisse schmieden, um mehr Schlagkraft gegenüber Land und 
Bund zu entfalten. 
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Jugendkriminalität werden wir entschieden entgegentreten und mit 
allen Mitteln, die uns auf kommunaler Ebene zur Verfügung stehen, 
zurückdrängen. 
 
 
Verkehrsplanung mit Augenmaß 
– Schluss mit Symbolpolitik 
 
Schluss mit ideologiegesteuerten, sinnlosen und meist 
massiv überteuerten Verkehrsprojekten! 
Die Einrichtung immer neuer Fahrradstraßen, wie aktuell in 
Habinghorst, ist Symbolpolitik ohne Nutzen. 
Sie belastet Anwohner, Verkehrsteilnehmer und das ohnehin 
angespannte Stadtsäckel. 
Wir sagen: genug Experimente auf Kosten der Bürgerinnen 
und Bürger. Verkehrspolitik muss praktikabel, gerecht und 
finanzierbar sein. Wir setzen auf intelligente Ampelschaltungen, 
zügige Straßensanierungen und pragmatische Lösungen, die allen 
Verkehrsteilnehmern gerecht werden: Autofahrern, Radfahrern 
und Fußgängern. 
Keine Schikanen, keine ideologische Gängelei – 
stattdessen effiziente Mobilität, die funktioniert. 
 
 
Wer die Straßen der Stadt nutzt, soll sich sicher und zügig 
fortbewegen können, ohne unnötige Umwege, künstliche 
Sperrungen oder planwirtschaftliche Experimente. 
Wir fordern eine ideologiefreie Verkehrspolitik mit realistischen 
Konzepten: Vernunft statt Schilda-Politik, Ergebnisse statt 
Prestigeprojekte. Castrop-Rauxel braucht Mobilität, die 
die Menschen ernst nimmt, nicht einseitige Projekte, die vor allem den 
Verantwortlichen gut aussehen lassen. 
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Bewahrung unserer Traditionen und echte Wahlfreiheit 
 
Wir setzen uns dafür ein, dass unsere kulturellen und 
christlich-abendländischen Traditionen in Castrop-Rauxel erhalten 
bleiben. St.-Martins-Umzüge dürfen nicht zu bloßen 
„Laternenumzügen“ werden, Weihnachtsmärkte nicht zu 
„Wintermärkten“ degradiert werden. 
 
Aktuell zeigt sich besonders beim Thema Schulessen: 
Die Castroper Schulen bieten nur noch Halal-Essen an, weil der 
Caterer mit dem günstigsten Angebot diesen Standard setzt. 
 
Wir haben kein Problem damit, wenn muslimischen Kindern 
Halal-Essen angeboten wird – aber es darf nur eine Alternative sein. 
Unsere Kinder sollen weiterhin die Wahl haben, auch traditionelles 
deutsches Essen zu bekommen. 
 
Unser Ziel ist klar: 
Keine Verdrängung unserer Traditionen und Esskultur. 
Halal nur als Ergänzung, niemals als Ersatz. 
Gleichbehandlung aller kulturellen Ausdrucksformen. 
Erhalt unserer Feste, Symbole und Bräuche als Teil unserer 
Identität. Schulen und öffentliche Einrichtungen müssen Orte der 
Neutralität bleiben – frei von ideologischer Umerziehung. 
Wir stehen für Meinungs- und Glaubensfreiheit – für alle Bürgerinnen 
und Bürger in Castrop-Rauxel. 
 
 
 
Kinderglück fördern, Familien stärken 
– Verantwortung vor Ort übernehmen 
 
Wir wollen Castrop-Rauxel zur kinderfreundlichsten Stadt 
der Region machen. Familien stehen bei uns im Mittelpunkt 
– ihre Sorgen sind unser Antrieb, ihre Zukunft unsere Aufgabe. 
Günstige und verlässliche Betreuung: Wir setzen uns dafür ein, 
dass Kitaplätze ausreichend vorhanden und bezahlbar sind. 
Gebühren werden transparent und sozial ausgewogen gestaltet. 
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Kitas mit klaren Bildungsinhalten: Frühsexualisierung lehnen wir ab. 
Stattdessen fördern wir eine kindgerechte, werteorientierte Bildung, 
die Neugier, Kreativität und soziale Kompetenz stärkt. 
 
Mehr Personal vor Ort: Wir sorgen für ausreichend Erzieherinnen 
und Erzieher, insbesondere durch Bonusprogramme  
für Erzieher in der Ausbildung. Damit Kinder individuell betreut  
werden können, muss die Ausbildung wieder attraktiv gestaltet werden, 
damit genügend Fachkräfte nachrücken. 
Gute Arbeitsbedingungen sind dabei entscheidend 
– nur motiviertes Personal kann Kinder optimal fördern. 
 
Wir nehmen die Verantwortung kommunal ernst. Viele Entscheidungen 
liegen in der Hand der Stadt: Finanzierung von Kitas, 
Personalplanung, Betreuungsangebote und Bildungsprogramme. 
Mit gezielten Maßnahmen können wir die Lebensqualität von 
Familien spürbar verbessern und Castrop-Rauxel zu einer 
echten Familienstadt machen. 
 
Sprache klar, verständlich und bürgernah 
 
Wir kritisieren den Einsatz von Gendersternchen, Binnen-I und 
ähnlichen Formen – insbesondere auf der offiziellen Internetseite 
der Stadtverwaltung und in den städtischen Social-Media-Auftritten. 
Sprache soll kommunizieren, nicht verwirren. Bürgerinnen und 
Bürger müssen Informationen schnell und einfach verstehen 
– ohne ideologische Umwege. 
 
Obwohl es keinen Zwang gibt, wird auf städtischen Kanälen 
stark gegendert. Wir halten dies für unnötig kompliziert und 
wenig bürgernah. Verständliche, klare Sprache erreicht alle Menschen 
– ohne Symbolpolitik oder politische Korrektheit-Experimente. 
 
Bürgernahe Kommunikation bedeutet: Inhalte vor Ideologie, 
Lesbarkeit vor Bevormundung. Wir fordern daher: freiwillig klare, 
leicht verständliche Sprache auf der städtischen Internetseite und 
in Social-Media-Auftritten. 
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